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Stadt Bergisch Gladbach
 

Datum

25.09.2026
Ausschussbetreuender Fachbereich

Zentrales Beschwerdemanagement
Sachbearbeitung

Dilara Yildirim
Telefon-Nr.
02202-142667

Tag und Beginn der Sitzung

Mittwoch, 14.10.2026, 17:00 Uhr

 

Einladung

Zur dritten Sitzung des Ausschusses für Anregungen und Beschwerden gem. § 24 GO NRW der 
Stadt Bergisch Gladbach in der elften Wahlperiode

Sitzungsort

Ratssaal des Rathauses Bensberg, Wilhelm-Wagener-Platz 1, 51429 Bergisch Gladbach

Sollten Sie an der Sitzung nicht teilnehmen können, verständigen Sie bitte Frau Yildirim, Tel. 02202-142667

Tagesordnung

Ö Öffentlicher Teil

1 Eröffnung, Bekanntgabe nicht anwesender Ausschussmitglieder, Feststellung der 
ordnungsgemäßen und rechtzeitigen Einberufung sowie der Beschlussfähigkeit

  
2 Genehmigung der Niederschrift der vergangenen Sitzung - öffentlicher Teil
  
3 Durchführungsbericht AAB 16.07.2026 - öffentlicher Teil

Vorlage: 0604/2026
  
4 Mitteilungen der/des Ausschussvorsitzenden
  
5 Mitteilungen des Bürgermeisters
  
6 Anregung nach § 24 GO NRW vom 25.06.2026 zur Einrichtung temporärer 

Wassersprühbalken im Stadtgebiet
Vorlage: 0606/2026

  
7 Anregung nach § 24 GO NRW vom 01.07.2026 zur Einrichtung von modalen Filtern 

im Herkenfelder Weg zur Verhinderung des illegalen Kfz-Durchgangsverkehrs
Vorlage: 0607/2026

  
8 Anregung nach § 24 GO NRW vom 17.07.2026 zum verpflichtenden Einsatz von 

wasserduchlässigem Asphalt bei zukünftigen Fahrbahnsanierungen
Vorlage: 0608/2026
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9 Anregung nach § 24 GO NRW vom 25.07.2026 zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit im Bereich Gut Bärbroich
Vorlage: 0609/2026

  
10 Anregung nach § 24 GO NRW vom 21.08.2026 zur Errichtung weiterer 

verkehrsberuhigter Maßnahmen in der Eintrachtstraße.
Vorlage: 0610/2026

  
11 Anträge der Fraktionen
  
12 Anfragen der Ausschussmitglieder
  

N Nicht öffentlicher Teil

1 Genehmigung der Niederschrift der vergangenen Sitzung - nicht öffentlicher Teil
  
2 Mitteilungen der/des Ausschussvorsitzenden
  
3 Mitteilungen des Bürgermeisters
  
3.1 hier: Mitteilungen über Namen und Anschriften der Petenten für die Sitzung des 

Ausschusses für Anregungen und Beschwerden am 14.10.2026
Vorlage: 0605/2026

  
3.2 hier: Abgewiesene Anregung vom 04.08.2026

Vorlage: 0614/2026
  
4 Anträge der Fraktionen
  
5 Anfragen der Ausschussmitglieder
  
 

gez.
Dirk Steinbüchel
Vorsitzender
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Stadt Bergisch Gladbach
Der Bürgermeister
Federführender Fachbereich
Zentrales Beschwerdemanagement
 
 

Mitteilungsvorlage Drucksachen-Nr. 0604/2026

öffentlich
 
 

Gremium Sitzungsdatum Art der Behandlung

Ausschuss für Anregungen und Beschwerden 
gem. § 24 GO NRW

14.10.2026 zur Kenntnis

 

Tagesordnungspunkt

Durchführungsbericht AAB 16.07.2026 - öffentlicher Teil

Ö  3Ö  3
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Inhalt der Mitteilung:
 
 
Eine Berichterstattung zu den Punkten 1 – 5 erübrigt sich.
 
6. Anregung vom 10.06.2026, der Grundschulen Kippekausen und Frankenforst in

Bergisch Gladbach Refrath
 
 
 
 
 

 

 
Eine Behandlung des Tagesordnungspunktes im AMV ist bislang aufgrund begrenzter
personeller Kapazitäten noch nicht erfolgt. Die Behandlung ist aktuell voraussichtlich für

die Sitzung am 01.12.2026 vorgesehen.
 

 7. Anregung vom 24.02.2026, den Ratskeller des Rathauses Bensberg als 
Vereinsheim zur Verfügung zu stellen

 
 
 
 

 

 
Eine erneute Behandlung des Tagesordnungspunktes im AAB ist nach Bekanntwerden 
erster Ergebnisse zwischen den Beteiligten frühestens für die Sitzung am 17.12.2026 

vorgesehen.

 8. Anregung vom 07.03.2026 zur Überprüfung der Verkehrssituation in der Borngasse
und Umsetzung verkehrslenkender Maßnahmen

          ____________________________________________________________________
 

Eine Prüfung der Anregungen konnte in der zuständigen Abteilung der Verwaltung 
bislang aufgrund begrenzter personeller Kapazitäten noch nicht erfolgen.

 
9.       Anregung vom 24.03.2026 zur Ablehnung eines Bauprojekts im Strundepark
          ____________________________________________________________________
 

Eine Behandlung des Tagesordnungspunktes im SPLA ist für die Sitzung am 

03.12.2026 vorgesehen.
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Ausschussbetreuender Bereich

Zentrales Beschwerdemanagement

 

Drucksachen-Nr.

0606/2026

öffentlich

 

Ausschuss für Anregungen und Beschwerden gem. § 24 GO NRW
Sitzung am 14.10.2026

Anregung/Beschwerde gem. § 24 GO NRW

Antragstellerin / Antragsteller

Name und Anschrift werden hier aus datenschutzrechtlichen 
Gründen nicht veröffentlicht.

Tagesordnungspunkt

Anregung nach § 24 GO NRW vom 25.06.2026 zur Einrichtung 
temporärer Wassersprühbalken im Stadtgebiet

Beschlussvorschlag:
 
Der Ausschuss für Anregungen und Beschwerden beauftragt die Stabsstelle Wärmeplanung,
Klimaschutz und -anpassung beim Dezernat VV III, für eine der kommenden Sitzungen des 
zuständigen Ausschusses ein Konzept zum Beschluss vorzulegen. 
 

Ö  6Ö  6

9



Stellungnahme der Verwaltung:
 
Die Verwaltung teilt in ihrer Stellungnahme zum Antrag ausdrücklich das Ziel, die
Bevölkerung an heißen Tagen im öffentlichen Raum zu schützen. Die Verwaltung arbeitet
daher bereits an einem entsprechenden Projekt, das eigentlich schon zu Beginn dieses
Sommers hätte in die Umsetzung gehen sollen.
 
So prüft die Verwaltung derzeit die Installation von Wasserkühlelementen (sogenannte
Nebellanzen) im öffentlichen Raum (Drucksachen-Nr. 0457/2026). Die vorgeschlagene
Option zum Einsatz von Sprühschläuchen wurden bereits früh in die Überlegungen
einbezogen, aber aufgrund des hohen personellen Betreuungsaufwandes, des erheblichen
Wasserverbrauchs und hygienischer Risiken wegen nicht weiterverfolgt. Die Planungen
konzentrieren sich auf die stark frequentierte Hauptstraße in der Innenstadt, die aufgrund
guter Erreichbarkeit und des breiten Angebots an Dienstleistungen besonders viele
Menschen anzieht, die sich dort zum Teil auch länger aufhalten. Durch den hohen
Versiegelungsgrad und die dichte Bebauung zeigen sich dort eine sehr hohe
Wärmebelastung und eine ausgeprägte Hitzeinselentwicklung im Sommer.
 
Dem gesetzlichen Berücksichtigungsgebot auf Bundes- und Landesebene kommt die
Verwaltung u.a. nach, indem sie die Belange der Klimaanpassung in die
Abwägungsvorgänge einbezieht. Mit den neuen Regelungen der Novelle des
Klimaanpassungsgesetz NRW wird nach aktuellem Stand ab dem 01.01.2027 die Erstellung
eines Klimaanpassungskonzeptes zur kommunalen Pflichtaufgabe. Der vom Petenten
angeführten Fürsorgepflicht trägt die Verwaltung dabei Rechnung.
 
In diesem Zusammenhang wird die Umsetzung von Maßnahmen mit Fördermitteln im
Verfahren selbstverständlich mit geprüft.
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Ausschussbetreuender Bereich

Zentrales Beschwerdemanagement

 

Drucksachen-Nr.

0607/2026

öffentlich

 

Ausschuss für Anregungen und Beschwerden gem. § 24 GO NRW
Sitzung am 14.10.2026

Anregung/Beschwerde gem. § 24 GO NRW

Antragstellerin / Antragsteller

Name und Anschrift werden hier aus datenschutzrechtlichen 
Gründen nicht veröffentlicht.
 

Tagesordnungspunkt

Anregung nach § 24 GO NRW vom 01.07.2026 zur Einrichtung von 
modalen Filtern im Herkenfelder Weg zur Verhinderung des 
illegalen Kfz-Durchgangsverkehrs

Beschlussvorschlag:
 
Die Anregung nach § 24 GO NRW wird zurückgewiesen.
 

Ö  7Ö  7
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Stellungnahme der Verwaltung:
 
Der Einsatz von modalen Filtern, insbesondere von Sperrpfosten und vergleichbaren
Verkehrseinrichtungen wird in Nordrhein-Westfalen seit 2024 durch den Erlass
„Verkehrseinrichtungen und Verkehrshindernisse auf Verkehrsflächen, auf denen
Radverkehr zugelassen ist“ geregelt. Demnach dürfen derartige Einrichtungen grundsätzlich
nicht eingesetzt werden, wenn deren Zweck ausschließlich darin besteht, eine bereits
bestehende verkehrsrechtliche Regelung durchzusetzen.
 
Im vorliegenden Fall ist der Herkenfelder Weg bereits ausreichend als Anliegerstraße
beschildert. Die vom Petenten angeregten modalen Filter, beispielsweise in Form von
Pollern, würden daher lediglich der Durchsetzung des bereits bestehenden Verbots des
Durchgangsverkehrs dienen, sodass ein Einsatz dieser Einrichtungen nicht zulässig wäre.
Darüber hinaus ist aufgrund des erhöhten Unfall- und Verletzungsrisikos für Radfahrende
sofern möglich grundsätzlich von der Einrichtung von Pollern auf Flächen mit zugelassenem
Radverkehr abzusehen. Der Herkenfelder Weg ist Teil des ausgewiesenen städtischen
Radroutennetzes und es ist die Einrichtung einer Fahrradstraße in Prüfung. Der Anteil des
Radverkehrs am Gesamtverkehr ist bereits jetzt sehr hoch. Gerade vor diesem Hintergrund
sollte vom Einsatz modaler Filter in dieser Straße abgesehen werden. Der erhobene
Durchgangsverkehr ist dagegen, obwohl nicht gewollt, nicht so stark ausgeprägt, dass eine
erhöhte Gefahr für den öffentlichen Radverkehr oder die Anwohnenden ausgehen würde.
 
Vor dem Hintergrund der genannten rechtlichen und tatsächlichen Rahmenbedingungen
besteht derzeit keine Möglichkeit, die bestehende Anliegerbeschränkung durch
Verkehrseinrichtungen wie Sperrpfosten durchzusetzen. Die Überwachung und Ahndung von
Verstößen gegen das bestehende Verbot des Durchgangsverkehrs obliegt weiterhin
ausschließlich der Polizei. 
 
Von daher ist der Antrag abzulehnen.
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Ausschussbetreuender Bereich

Zentrales Beschwerdemanagement

 

Drucksachen-Nr.

0608/2026

öffentlich

 

Ausschuss für Anregungen und Beschwerden gem. § 24 GO NRW
Sitzung am 14.10.2026

Anregung/Beschwerde gem. § 24 GO NRW

Antragstellerin / Antragsteller

Name und Anschrift werden hier aus datenschutzrechtlichen 
Gründen nicht veröffentlicht.
 

Tagesordnungspunkt

Anregung nach § 24 GO NRW vom 17.07.2026 zum verpflichtenden 
Einsatz von wasserduchlässigem Asphalt bei zukünftigen 
Fahrbahnsanierungen.

Beschlussvorschlag:
 
Der Ausschuss für Anregungen und Beschwerden beschließt, die Anregung nach § 24 GO 
NRW einschließlich des hierzu eingereichten Zusatzantrags zur weiteren fachlichen 
Beratung an den Ausschuss für Mobilität und Verkehrsflächen zu überweisen. 
Die weitere Prüfung soll sich insbesondere auf einen möglichen Einsatz wasserdurchlässiger
Asphaltsysteme bei Neubaumaßnahmen auf wenig belasteten Wohnstraßen sowie Geh- und
Radwegen beziehen.
 

 

Ö  8Ö  8
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Stellungnahme der Verwaltung:
 
Zur Anregung des Petenten weist die Verwaltung darauf hin, dass zwischen der Sanierung
bestehender Fahrbahnen und dem Neubau von Verkehrsflächen zu unterscheiden ist.
 
Bei Fahrbahnsanierungen verbleiben in der Regel Teile der vorhandenen gebundenen
Tragschicht. Da diese weiterhin wasserundurchlässig sind, kann durch den alleinigen Einbau
eines wasserdurchlässigen Asphalts an der Oberfläche keine insgesamt wasserdurchlässige
Verkehrsfläche hergestellt werden. Der mit der Anregung verfolgte Einsatz
wasserdurchlässiger Asphaltsysteme kommt daher nach fachlicher Einschätzung
grundsätzlich nur bei Neubaumaßnahmen in Betracht, bei denen ein entsprechend
wasserdurchlässiger Gesamtaufbau der Verkehrsfläche hergestellt werden kann.
 
Ein möglicher Einsatz ist dabei insbesondere für weniger belastete Verkehrsflächen,
beispielsweise wenig belastete Wohnstraßen sowie Geh- und Radwege, näher zu
betrachten.
 
Vor einer weitergehenden fachlich-technischen und wirtschaftlichen Bewertung sind
zunächst die wasserrechtlichen Rahmenbedingungen mit der Unteren Wasserbehörde des
Rheinisch-Bergischen Kreises abzustimmen. Dabei ist insbesondere zu klären, ob und unter
welchen Voraussetzungen der Einsatz wasserdurchlässiger Asphaltsysteme in den
vorgenannten Einsatzbereichen wasserrechtlich grundsätzlich in Betracht kommt.
 
Auf Grundlage dieser Einschätzung wären anschließend die technische Eignung sowie die
wirtschaftlichen Aspekte des Einsatzes wasserdurchlässiger Asphaltsysteme zu bewerten.
Hierbei sind auch die mit dem Zusatzantrag angesprochenen Kosten-Nutzen- bzw.
Lebenszykluskostenaspekte zu berücksichtigen. Eine allgemeingültige Bewertung erscheint
aufgrund der unterschiedlichen örtlichen, baulichen und verkehrlichen Rahmenbedingungen
nicht sachgerecht; vielmehr ist von einer Betrachtung des jeweiligen Einsatzbereiches bzw.
Einzelfalls auszugehen.
 
Aufgrund des bestehenden weiteren fachlichen Prüfungsbedarfs schlägt die Verwaltung vor,
die Anregung einschließlich des hierzu eingereichten Zusatzantrags zur weiteren Beratung
an den Ausschuss für Mobilität und Verkehrsflächen zu überweisen.
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Ausschussbetreuender Bereich

Zentrales Beschwerdemanagement

 

Drucksachen-Nr.

0609/2026

öffentlich

 

Ausschuss für Anregungen und Beschwerden gem. § 24 GO NRW
Sitzung am 14.10.2026

Anregung/Beschwerde gem. § 24 GO NRW

Antragstellerin / Antragsteller

Name und Anschrift werden hier aus datenschutzrechtlichen 
Gründen nicht veröffentlicht

Tagesordnungspunkt

Anregung nach § 24 GO NRW vom 25.07.2026 zur Verbesserung der
Verkehrssicherheit im Bereich Gut Bärbroich

Beschlussvorschlag:
 
Die Anregung nach § 24 GO NRW wird an den hierfür zuständigen Ausschuss für Mobilität 
und Verkehrsflächen verwiesen.
 

 

Ö  9Ö  9
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Stellungnahme der Verwaltung:
 
Der Petent hat mit seiner Anregung vom 25.07.2026 auf die Querungssituation im Bereich 
Gut Bärbroich hingewiesen. Nach seinen Angaben wird die Ortsdurchfahrt regelmäßig von 
Reitern, Spaziergängern und weiteren Verkehrsteilnehmern gequert. Insbesondere bei 
höherem Verkehrsaufkommen werde die Querung als nicht ausreichend sicher 
wahrgenommen.
 
Zur Verbesserung der Verkehrssicherheit regt der Petent die Einrichtung eines 
Fußgängerüberwegs sowie die Reduzierung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf 30 
km/h an.
 
Die Prüfung der Angelegenheit erfolgt derzeit durch die städtische Straßenverkehrsbehörde. 
Dabei sind gemäß § 45 Absatz 9 Satz 1 StVO-Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen 
nur dort anzuordnen, wo dies aufgrund der besonderen Umstände zwingend erforderlich ist.
 
Im Rahmen der Prüfung wurde bereits festgestellt, dass entlang der Ortsdurchfahrt bislang 
keine gesicherte Querung vorhanden ist. Vor diesem Hintergrund erfolgt nun eine genaue 
Analyse, ob, beziehungsweise welche Art einer Querungshilfe im Straßenverlauf eingerichtet
werden könnte. 
 
Mit Blick auf die etwaigen Wegebeziehungen entlang der Straße wird nach derzeitigem 
Sachstand die Querungssituation an der Bushaltestelle „Am Rothfeld“ als besonders 
bedeutsam angesehen. Insbesondere müssen dort viele Schulkinder, die im Wohngebiet 
nördlich der L 289 zu Hause sind, die Fahrbahn queren, weshalb mögliche Verbesserungen 
der Querungssituation zunächst prioritär an dieser Stelle geprüft werden.
 
Insofern eine Möglichkeit für die Umsetzung einer Maßnahme besteht, werden unabhängig 
von der Art der Querungsmöglichkeit bauliche Eingriffe erforderlich sein. Da die 
Ortsdurchfahrt über ein Sofortprogramm für eine Sanierung, vermutlich im Laufe des Jahres 
2028 vorgesehen ist, könnte ein derartiger Eingriff in diesem Rahmen erfolgen.
 
Ein Ergebnis der Prüfungen hinsichtlich möglicher Maßnahmen an der genannten 
Bushaltestelle, am Gut Bärbroich, sowie im weiteren Verlauf der Ortsdurchfahrt wird im 
weiteren Verlauf der Planung der Sanierung möglich sein. Die Verwaltung wird den 
zuständigen Ausschuss für Mobilität und Verkehrsflächen hierüber informieren.
 
Dies gilt ebenfalls für eine mögliche Reduzierung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit im 
Straßenabschnitt. Ob diese rechtlich zulässig ist, ist insbesondere von der weiteren 
Gestaltung der Querungssituation, sowie vom genauen Verlauf der örtlichen Schulwege 
abhängig. Eine entsprechende etwaige Anordnung soll daher in Zusammenhang mit der 
weiteren Planung der Querungen verfolgt werden.
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Ausschussbetreuender Bereich

Zentrales Beschwerdemanagement

 

Drucksachen-Nr.

0610/2026

öffentlich

Ausschuss für Anregungen und Beschwerden gem. § 24 GO NRW
Sitzung am 14.10.2026

 

Anregung/Beschwerde gem. § 24 GO NRW

Antragstellerin / Antragsteller

Name und Anschrift werden hier aus datenschutzrechtlichen 
Gründen nicht veröffentlicht.

Tagesordnungspunkt

Anregung nach § 24 GO NRW vom 21.08.2026 zur Errichtung 
weiterer verkehrsberuhigter Maßnahmen in der Eintrachtstraße.

 

Beschlussvorschlag:
 
Der Ausschuss überweist die Anregung zur fachlichen Prüfung an das zuständige 
Sachgebiet Verkehrslenkung.
 
Die Verwaltung teilt dem Petenten das Ergebnis eigenständig mit.
 
Das Verfahren nach §24 GO NRW wird damit abgeschlossen.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ö  10Ö  10
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Stellungnahme der Verwaltung:
 
Die Verwaltung hat den Antrag aufgenommen und mit der Prüfung einer zusätzlichen
Verkehrsberuhigung in der Eintrachtstraße begonnen.
 
Dabei hat sich bereits herausgestellt, dass die derzeitige bauliche Gestaltung des
Straßenzugs nicht mit den Anforderungen an einen verkehrsberuhigten Bereich
übereinstimmen. Um einen richtlinienkonformen verkehrsberuhigten Bereich zu schaffen, ist
eine Überplanung der Aufteilung des Straßenquerschnitts erforderlich. Dies müsste folgend
auch zu einer spürbaren Verkehrsberuhigung führen.
 
Die Verwaltung nimmt die entsprechende Maßnahme deshalb in ihr Arbeitsprogramm auf.
Diese soll mit möglichst einfachen Mitteln wie Markierungsarbeiten und mobilen Einbauten
umgesetzt werden. Da es sich dennoch um eine größere Planung handelt, wird die
Ausführung der baulichen und verkehrstechnischen Anpassungen einige Zeit in Anspruch
nehmen. Aufgrund des noch unklaren genauen Umfangs der erforderlichen Änderungen ist
eine verlässliche Aussage über die Dauer der Maßnahme aber noch nicht möglich.
 
 
 

30



Ö  10Ö  10

31



32



33


	Sitzungsdokumente
	Einladung

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  3 Durchführungsbericht AAB 16.07.2026 - öffentlicher Teil
	Mitteilungsvorlage  0604/2026

	TOP Ö  6 Anregung nach § 24 GO NRW vom 25.06.2026 zur Einrichtung temporärer Wassersprühbalken
	Anregung/Beschwerde gem. § 24 GO NRW  0606/2026
	Anlage 1: Anregung  0606/2026

	TOP Ö  7 Anregung nach § 24 GO NRW vom 01.07.2026 zur Einrichtung von modalen Filtern im Herkenfelder Weg
	Anregung/Beschwerde gem. § 24 GO NRW  0607/2026
	Anlage 1: Anregung  0607/2026

	TOP Ö  8 Anregung nach § 24 GO NRW vom 17.07.2026 zum verpflichtenden Einsatz von wasserduchlässigem Asphalt
	Anregung/Beschwerde gem. § 24 GO NRW  0608/2026
	Anlage 1: Anregung  0608/2026
	Anlage 2: Zusatzantrag zur Anregung  0608/2026

	TOP Ö  9 Anregung nach § 24 GO NRW vom 25.07.2026 zur Verbesserung der Verkehrssicherheit im Bereich Gut Bärbroich
	Anregung/Beschwerde gem. § 24 GO NRW  0609/2026
	Anlage 1: Anregung  0609/2026
	Anlage 2: Skizze zur Anregung  0609/2026

	TOP Ö  10 Anregung nach § 24 GO NRW vom 21.08.2026 zur Errichtung weiterer verkehrsberuhigter Maßnahmen in der Eintrachtstraße
	Anregung/Beschwerde gem. § 24 GO NRW  0610/2026
	Anlage 1: Anregung  0610/2026





